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Newsletter 

 

Datenschutz bei Prüfungen der Heimaufsicht – Schutz vor staatlichem Schutz 

 

Da in stationären Pflegeeinrichtungen nicht nur die Pflegekassen ihre Qualitätsprüfungen jährlich bege-

hen, sondern auch die örtliche Heimaufsicht den ordnungsrechtlichen Schutz der Bewohner sicherstellen 

muss, ist es an der Zeit, das Vorgehen der Behörden auch unter datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten 

zu betrachten. Insbesondere in Zeiten, in denen Qualitätsergebnisse für die Verbraucher transparent ge-

macht werden sollen. Aber auch ohne die Veröffentlichung von Prüfberichten und Prüfergebnissen, blei-

ben die besonders schweren Grundrechtseingriffe durch die Prüfungen bestehen. Beispielsweise wird 

durch die Begehung von Bewohnerzimmer in das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung einge-

griffen, durch die Begutachtung von Bewohnern in die Intimsphäre. Wenn man sodann die Einsichtnahme 

in sämtliche Dokumentationsteile des Bewohners berücksichtigt, liegt auch dort ein Eingriff in die Intim- 

und Persönlichkeitssphäre vor. Biographien, Diagnosen und andere persönlichen Dinge, gehen auch die 

Heimaufsicht erst mal nichts an. Wenn aber dann auch noch einzelne Feststellungen im Laptop der Be-

hörde oder auch vorerst auf einem Notizblatt landen, liegt eine ungerechtfertigte Datenerhebung vor. Wei-

terhin liegt durch die Einsichtnahme in die Dokumentation eine Preisgabe von Daten vor, die ebenfalls da-

tenschutzrechtlich geschützt ist. 

 

Um diesen Missstand genauer bewerten zu können, wurde der Landesbeauftragte für Datenschutz und 

Informationsfreiheit für das Land NRW (LDI) diesbezüglich angefragt. Die folgenden Erwägungen sind für 

alle Bundesländer ähnlich, da die Landesvorschriften im Grunde vergleichbar sind.  

 

Hinsichtlich der Stellungnahme ist positiv ist anzumerken, dass der LDI auf Seite 3 Nr.2 feststellt, dass ei-

ne Rechtsgrundlage für die Verarbeitung der Daten für einen Prüfbericht im Heimgesetz nicht ersichtlich 

ist. Jedoch bedürfe es keiner EGL, soweit Daten anonymisiert erhoben und verarbeitet werden. 

 

Weiterhin merkt der LDI wenigstes an, dass die Heimaufsicht nur in die in §§ 9 Abs. 4 WTG NW, 

28 Abs. 1 DVO WTG NW genannten Dokumentationen Einsicht nehmen darf. Eine weitergehende erfor-

derliche Einsicht wäre ohne Einwilligung wohl nicht rechtmäßig. 

 

Unbefriedigend erscheint die Stellungnahme in mehrfacher Hinsicht. Zum einen stellt der LDI nie klar, 

wann eine mündliche Einwilligung notwendig ist, oder wann eine schriftliche Einwilligung erforderlich wä-

re. Zum anderen geht der LDI weder auf die allgemeine Zulässigkeit der Datenverarbeitung gemäß § 4 

Abs. 1 DSG NW ein, noch auf die wichtigere Norm des § 4 Abs. 3 DSG. Danach ist eine Verarbeitung 

personenbezogener Daten selbst dann nicht durch ein Gesetz oder Rechtsvorschrift gemäß § 4 Abs. 1 a) 

DSG NW erlaubt, soweit Daten die Gesundheit betreffen.  Es bedarf dort nämlich einer weitergehenderen 

Ausführung einer solchen Norm. Dass die meisten Daten in der Pflegedokumentation die Gesundheit be-

treffen, dürfte unstreitig sein. 
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Weiterhin verbleibt nicht nur die Frage hinsichtlich der Erhebung und Verwertung, sondern auch die der 

Rechtmäßigkeit der Einsichtnahme der Heimaufsicht, insbesondere gemäß §§ 28 Nr. 3 und Nr. 4 der 

DVO NW. Danach hätte die Heimaufsicht das Recht, den Namen und Vornamen der Bewohner, sowie 

den quartalsweise ermittelbaren differenzierten Betreuungs- und Pflegebedarf einzusehen. Weiterhin 

nach Nr. 4 die Umsetzung der individuellen Pflegeplanung und der Förder- und Hilfspläne der Bewohner, 

was ja grundsätzlich die gesamte Pflegedokumentation betrifft. 

 

Einsichtsrecht 

Die Bezirksregierung und der LDI sind der Ansicht, dass man bei der Prüfung in alle gemäß §§ 9 Abs. 4, 

28 Abs. 1 DVO WTG dort bestimmten Dokumentationen Einsicht nehmen dürfe, da es ja eine rechtmäßi-

ge Rechtsgrundlage sei. 

 

Die Definition informationellen Selbstbestimmungsrechts ist in § 1 DSG NW geregelt. Danach liegt die 

Aufgabe des DSG darin, den Einzelnen davor zu schützen, dass er durch die Verarbeitung personenbe-

zogener Daten durch öffentliche Stellen in unzulässiger Weise in seinem Recht beeinträchtigt wird, selbst 

über die Preisgabe und Verwendung seiner Daten zu bestimmen. 

 

Der Schutzzweck umfass also nicht nur die Verarbeitung personenbezogener Daten, sondern auch schon 

die dafür vorab notwendige Preisgabe derer. Die Preisgabe schließt aber die Herausgabe der Daten und 

die damit verbundene Einsicht mit ein. Somit hat die Heimaufsicht vom Schutzcharakter des Gesetzes her 

auch schon bei Einsichtnahme in besonders geschützte Bereiche vorher um Zustimmung zu bitten. 

 

Eine andere Regelung wäre auch mit dem Grundrechtsschutz aus Art. 1 und 2 GG unvereinbar. § 18 Abs. 

3 Nr. 5 WTG bestimmt, dass eine Einwilligung des Bewohners bei der Inaugenscheinnahme und nach Nr. 

1 für das Betreten der Wohnung notwendig ist. Dies zu Recht, da auch hier in die Schutzbereiche der Art 

1, 2 GG eingegriffen wird. Es wird das Persönlichkeitsrecht und die Intimsphäre verletzt. Da die Einsicht 

in die individuelle Pflegeplanung etc. einen von der Intensität her gleichartig- und gleichwertigen Eingriff 

darstellt, ist nicht einzusehen, weshalb hier ein Recht der Behörde bestehen sollte, ohne ein Einverständ-

nis Einsicht zu nehmen. 

 

Sodann wäre aber die Normen des §§ 18 Abs. 3 Nr. 3, 9 Abs. 4 WTG, 28 Abs.1 Nr. 3, Nr. 4 DVO WTG- 

soweit sie nicht unter Ergänzung des DSG NW anzuwenden ist (wie vom LDI gebilligt) - verfassungswid-

rig. Es liegt nämlich ein ungerechtfertigter unverhältnismäßiger Eingriff in die Rechte der Pflegebedürfti-

gen vor. Er ist weder erforderlich, da ein milderes Mittel zumindest die mündliche Einwilligung zur Folge 

hätte, aber auch nicht angemessen, da die Durchführung einer Regelprüfung keine Dringlichkeit in der 

Form zur Folge hat, dass die Schwere der Eingriffe gerechtfertigt wäre. Etwas anderes ergibt sich auch 

nicht aus dem Schutzzweck der Prüfung für andere Bewohner selbst, da auch hier wiederrum die Erfor-

derlichkeit fehlt. Für das reine Einsichtsrecht, reicht wohl eine mündliche Einwilligung eines einsichtsfähi-

gen Bewohners aus. 

 

Erhebung und Verwertung sensitiver Daten 

In weiterer Betrachtung steht noch das Problem der Erhebung und Verwertung besonders geschützter Da-

ten zu einem Prüfbericht. Ob dieser nun mittelfristig gemäß § 20 WTG veröffentlicht werden sollen, kann 

dahingestellt bleiben, da das reine Verarbeiten für die Zu- oder Unzulässigkeit schon ausreicht. Für die Be-

stimmung der rechtmäßigen Datenverarbeitung bedarf es einer Klarstellung der Begrifflichkeiten, welche 

sich insbesondere in § 3 DSG NW finden. 
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Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer be-

stimmten oder bestimmbaren natürlichen Person. Datenverarbeitung ist das Erheben, Speichern, Verän-

dern, Übermitteln, Sperren, Löschen sowie Nutzen personenbezogener Daten. Erheben (Erhebung) das 

Beschaffen von Daten über die betroffene Person. Anonymisieren ist das Verändern personenbezogener 

Daten derart, dass die Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse nicht mehr oder nur mit 

einem unverhältnismäßigen Aufwand einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person zugeordnet 

werden können - und demnach auch eine Verarbeitung aufgrund der Veränderung. 

 

Die Zulässigkeit der Verarbeitung von Daten bestimmt sich nach § 4 DSG NW. Insbesondere nach Abs. 1 

und Abs. 3, wobei hier der Abs. 3 Anwendung finden dürfte, da es hauptsächlich um Daten die Gesundheit 

betreffend handelt. 

 

Gemäß § 4 Abs. 1 ist die Verarbeitung personenbezogener Daten nur zulässig, wenn a) dieses Gesetz 

oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder b) die betroffene Person eingewilligt hat. Die Einwilligung 

ist die widerrufliche, freiwillige und eindeutige Willenserklärung der betroffenen Person, einer bestimmten 

Datenverarbeitung zuzustimmen. Sie bedarf der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstände ei-

ne andere Form angemessen ist. 

 

Relevant ist auch der Absatz 3, wonach die Verarbeitung personenbezogener Daten über (...) die Gesund-

heit oder (...) nur zulässig ist, wenn sie in einer Rechtsvorschrift geregelt ist, die den Zweck der Verarbei-

tung bestimmt sowie angemessene Garantien zum Schutz des Rechtes auf informationelle Selbstbestim-

mung vorsieht. Darüber hinaus ist die Verarbeitung dieser Daten zulässig, wenn 1. die betroffene Person 

eingewilligt hat, 2. sie ausschließlich im Interesse der betroffenen Person liegt (...). 

 

Wie schon festgestellt, wird bei der wiederkehrenden Prüfung der Heimaufsicht nicht nur Einblick in die 

individuellen Dokumentationen über die Bewohner genommen, sondern es werden einzelne Punkte durch 

die Heimaufsicht für deren Prüfbericht aufgenommen. Dabei kommt es schon grundsätzlich zu einer Ver-

arbeitung personenbezogener Daten. Ob dies nur schlicht die Erhebung betrifft, das Speichern oder das 

Anonymisieren - was ja auch eine Veränderung und demnach Verarbeitung darstellt - kann dahingestellt 

bleiben, da eine Verarbeitung nach der Definition des Gesetzes gegeben ist. Beide Absätze, ob 1 oder 3, 

setzen zur Rechtfertigung des Eingriffs eine Rechtvorschrift voraus, welche bei der Verarbeitung von 

Gesundheitsangaben nach Abs. 3 noch präziser sein muss und eine angemessene Garantie zum Schutz 

auf informationelles Selbstbestimmungsrecht vorsehen muss. 

 

Wie auch schon vom LDI gesehen, ist eine solche Rechtsgrundlage weder im WTG, noch in der DVO er-

sichtlich. Sie ist aber auch nicht vorhanden. Eine solche Ermächtigungsgrundlage wäre aber wohl unter 

den gleichen Gründen wie den oben genannten verfassungswidrig, da zum einen eine Unverhältnismä-

ßigkeit gegeben wäre, aber gerade auch deswegen, weil die Prüfungsteilnahme für den Bewohner nur 

freiwillig sein kann, da ordnungsrechtlich nur die Betreuungseinrichtung überprüft wird. Die Freiwilligkeit 

bringt aber die Notwendigkeit eines Einverständnisses mit sich. Eine Einwilligung oder gar ein ausschließ-

liches Interesse an der Datenverarbeitung seitens der Bewohner ist nicht gegeben. 

 

Eine zulässige Verarbeitung ohne Notwendigkeit einer Rechtsgrundlage ergebe sich für den LDI (Seite 3 

Nr. 2) aber auch dann, wenn die Daten anonymisiert erhoben und verarbeitet werden. Da jede Dokumen-

tation schon den Anforderungen des § 28 Abs. 1 Nr. 3 (Name und Vorname muss ersichtlich sein) unter-

liegt, aber auch sonst jegliche Dokumentationen nicht vorab anonymisiert sind, bedarf es wegen der Ver-

fassungswidrigkeit einer Rechtsgrundlage grundsätzlich einer schriftlichen Einwilligung. 
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Nunmehr besteht die Frage, wie sich Einrichtungen und deren Mitarbeiter hierzu verhalten sollen. 

 

Primär muss es sich gedanklich um den Schutz der Bewohner handeln. Der Schutz der Pflegekassen und 

Heimaufsicht mag berechtigt sein, jedoch haben auch Bewohner das Recht auf Schutz vor staatlichem 

Schutz – welcher in solchen Momenten aufgrund des Betreuungsvertrages und der gesetzlichen Lage 

von den Einrichtungen sichergestellt werden muss. Da ordnungsrechtlich durch die Prüfungen nur die 

Einrichtungen überprüft werden, muss die Teilnahme eines Bewohners an einer solchen Prüfung freiwillig 

bleiben. Eine erhebliche Grundrechtsverletzung ist nicht mit dem Schutzgedanken der Heimgesetze ver-

einbar. Auch nicht unter Abwägung zum Wohle der Allgemeinheit, da Einwilligungen von vorher aufge-

klärten Bewohner oder Betreuer grundsätzlich problemlos eingeholt werden könnte. 

 

Soweit man eine Konfrontation mit der zuständigen Heimaufsicht vermeiden möchte, sollte man trotzdem 

diese vor der Durchführung einer Prüfung und Herausgabe der Dokumentationen auf das Erfordernis des 

Datenschutzes hinweisen und dies auch schriftlich vermerken. Ein Bewohner hat das Recht aufgeklärt zu 

werden, in welchen Grundrechten er verletzt wird, um sodann freiwillig zu entscheiden, ob er einer Teil-

nahme zustimmt.  

 

In einem zweiten Schritt sollte ein Betreiber sich damit auseinandersetzen, ob ein richtiges Verhalten sei-

nerseits vorliegt. Mitarbeiter könnten sich durch die Herausgabe der Dokumentationen nämlich wegen 

Verletzung von Privatgeheimnissen gemäß § 203 StGB strafbar machen, soweit keine Rechtfertigung vor-

liegt. Weiterhin wäre auch wohl eine Schadensersatzklage eines betroffenen Bewohners auf Schmer-

zensgeld gegen den Betreiber möglich, wenn dieser wissentlich Grundrechtsverletzungen möglich macht. 

 

Datenschutz und der Schutz vor weiteren Grundrechtseingriffen ist also selbst im Pflegeheim ein wichti-

ges Thema, da die verfassungsrechtlich geschützten Güter trotz Pflegebedürftigkeit nicht eingeschränkt 

werden dürfen. 

 

 

 

Rechtsanwalt Dominique Hopfenzitz 

Informationen: www.hopfenzitz.info   
 


	Stellungnahme LDI vom 24.02.2012
	Datenschutz bei Heimprüfungen - Schutz vor staatlichem Schutz

